
Die Abgeordneten
desEuropaparlaments
haben ein einheitliches
Statut beschlossen.

Fragwürdiger Nebeneffekt:
Luxemburgische

EU−Abgeordnetekönnten
reinrechnerisch über

40 Prozent mehr verdienen
alsbisher.

"Europa−Abgeordnete langen
zu", so titelte die Sendung
Monitor am Donnerstag vor
einer Woche. In ihrem Beitrag
hatten die JournalistInnen Ki m
Otto und Volker Happe eine
Entscheidung des Europaparla-
ments (EP) aufgegriffen, die
bisher weitgehend unbeachtet
geblieben ist: die Diäten der
Europa−Abgeordneten. Tatsäch-
lich bedeutet das bereits am4.
Juni diesesJahres beschlossene,
einheitliche Abgeordnetenstatut
einsattes Plusi mPortemonnaie
vieler ParlamentarierInnen.
Seit 1979 ringen die Abgeord-

neten umein eigenes Statut. An-
dersalsihrenationalenKollegin-
nen und Kollegen verfügen die
EU−VolksvertreterInnen über
kein für alle Abgeordneten ein-
heitliches Statut, obwohl sieseit
über 20 Jahren direkt von der
Bevölkerunggewählt werden. Ei-
neFolge dieser Rechtslücke: Für
die Delegierten gelten hinsicht-
lich der Bezahlung und der Al-
tersversorgung in der Regel die
gleichen Besti mmungen wie für
die nationalen Abgeordneten.
Außer in den Niederlanden, wo
die Mitglieder des Europäischen
Parlaments seit 1996 per Gesetz
weniger verdienenalsihrenatio-
nalen KollegInnen, erhalten na-
tionale und europäische Volks-
vertreterInneneines Landes bis-
langinetwadasselbe Gehalt.
Für Luxemburg bedeutet die-

se Regelungderzeit einGrundge-
halt von 4.815,45 Euro brutto
monatlich sowohl der nationa-
len wie der europäischen Parla-
mentarierInnen. Für den Fall ei-
nes "congé politique", sollte die
betreffende Person also einen
freien Beruf für die politische
Karriere ruhen lassen, kommen
noch einmal bis zu 3.285 Euro
pro Monat hinzu. NachzehnJah-
ren haben die Deputierten zu-
dem Anrecht auf ein Ruhegeld,
dessen Höhe abhängig von der
Mandatsdauerist.
Doch auch wenn diese provi-

sorische Lösungfür annähernde
Gleichheit zwischen den unter-
schiedlichen ParlamentarierIn-
nen eines Landes sorgt, für die
Europaabgeordneten unterei-
nander sind damit erhebliche
Ungleichheitenverbunden. Man-
che Abgeordnete kassieren fast
vier Mal soviel wieihreKollegIn-
nen− obwohl siedochinBrüssel,

Straßburg und anderswo die
gleiche Arbeit verrichten. So
müssen die Spanier mit 3.055,24
Euro monatlicher "Aufwandsent-
schädigung" (14 Mal gezahlt)
auskommen, während die Italie-
ner einSpitzensalär vonjährlich
zwölf Mal 10.974,66 auf dem
Konto haben. Die luxemburgi-
schen Abgeordneten liegen,
rechnet man die 4.815 Euro und
den "congé politique" zusam-
men, ebenfalls in der Spitzen-
gruppe.

Gleiche Arbeit,
ungleichesEntgelt
Anders die Abgeordneten aus

dereuropäischenPeripherie, de-
ren Bezüge für die Wahrneh-
mung des Amtes kaum ausrei-
chen − gäbe es nicht die pau-
schale Reisekostenerstattung,
mit der sich so manches mehr
oder minder mageres Einkom-
menganz unbürokratischaufpo-
lierenlässt. Abgerechnet wirdje-
der Flug aus der Hei mat ins fer-
ne Brüssel oder nach Straßburg
nach demteuersten Ticketpreis
der Business−Klasse. Bekommt
ein Abgeordneter denFluggüns-
tiger, fließt die Ersparnis ins ei-
gene Portemonnaie.
Ein "seltsames, unehrliches"

System nennt der luxemburgi-
sche EP−Abgeordnete Robert
Goebbels (LSAP) diese ver-
schleierte Einkommensquelle.
I mmerhin: Mit demneuenStatut
würde die pauschale Vergütung
hinfällig, Reisekosten müssten
künftig individuell nachgewie-
sen werden. Umdem"Ärgernis"
ein Ende zu bereiten, hat Goeb-
bels− ebenso wie sein Parteikol-
legeJacques Poos−inStraßburg
für das einheitliche Statut ge-
sti mmt, die damit verbundene
Gehältererhöhung aber, so sagt
er, interessiere ihn "nicht so
sehr".
Erstaunlich, denn der neue

Berechnungsmodus, den das Eu-
ropaparlament verabschiedet
hat, kommt auchihmzugute. So
sieht der Artikel 15 des"Rothley−
Berichts" zur Annahme des Ab-
geordnetenstatuts eine Entschä-
digung der Deputiertenin Höhe
von50Prozent der Grundbezüge
eines Richters amEuropäischen
Gerichtshofs vor, abgesegnet
von einer unabhängigen "Grup-
pe hochrangiger Persönlichkei-
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Sag niemals"nie"
Große Versprechungen machte Wirtschafts− und Trans-
portmi nister Henri Grethen auf ei ner I nformati onsveran-
staltung i n Bonneweg zum so genannten "plan d' occupa-
ti on du sol aéroport et environs" (POS) rund umden Fi n-
del−Fl ughafen. "Niemals" würde die Fahrbahn verlängert,
und"niemals" würde ei ne zweite Start− und Landepistefür
Fl ugzeuge gebaut, weil dafür kei n Platz da sei, verkündete
energisch der DP−Politiker am vergangenen Dienstag-
abend.
Sowohl Grethen als auch sei n Kollege Michel Wolter ver-
suchten, besorgten AnwohnerI nnen den I mpakt des kom-
plexen Flächennutzungsplans für die Weiterentwickl ung
des Fi ndel−Fl ughafens auf die betroffenen sechs Gemein-
den (Betzdorf, Hesperi ngen, Luxemburg, Niederanven,
Sandweiler und Schüttri ngen) zu erklären, der seit Mon-
tag i n den jeweili gen Gemeinden für die Bevölkerung zur
Ei nsicht vorliegt. Unter anderem werden bestehende
Dorfentwickl ungspläne ei ngefroren und I mmobilienver-
käufe erschwert, umeine weitere Urbanisierung rund um
Findel zu vermeiden. Zudembetonte Wolter, dass es sich
bei m POS nicht um die Kommodo−I nkommodo−Prozedur
handele, sondern diese erst nach I nkrafttreten des Nut-
zungsplanes (bis dahi n gilt das "alte" Gesetz von 1996
weiter) durchgeführt würde. Das Verfahren untersucht die
Auswirkungen von Fl ughafenbetrieb und Luftverkehr auf
Mensch und Umwelt − und ist für die vom Lärm am
stärksten betroffenen Anrai nergemeinden von besonde-
remI nteresse. Die Lärmbelästi gung soll sich Grethen zu-
fol ge dank verbesserter Fl ugzeugtechnik und größeren
Passagier−Aufnahmekapazitäten auf 62 Dezibel beschrän-
ken − anvisiert si nd für die Zukunft rund 76.000 Fl ugbe-
wegungen und ei ne Abferti gung von drei Milli onen Passa-
gieren pro Jahr.

Che−Kampagne: kalte Füße bei Dexia?
Der Ei nsatz von Che Guevaras Konterfei für die jüngste
Werbekampagne der Dexia−BI L hat nicht nur bei ei nge-
fleischten Che−Fansfür hefti ge Reakti onen gesorgt. Abge-
sehen davon, dass die I dee nicht neu ist − mussten nicht
schon Marx, Marti n Luther Ki ng, Ei nstei n oder Gandhi für
Werbezwecke herhalten? −, schei nt Dexia Angst vor der
ei genen Courage bekommen zu haben. Wie sonst ließe
sich die sechsseiti ge i nterne Broschüre erklären, auf der
dem Dexia−Personal unter dem Titel "Pourquoi le Che?"
ellenlange Erklärungen zur Kampagne geliefert werden?
Neben Basics zur Bi ographie des Che fi nden wir zum Bei-
spiel Sätze wie: "Il est i mportant de rappeler que l'i mage
de Che Guevara ne constitue pas le nouveau visage De-
xia−BI L." Oder: "Dexia BI L ne prétend pas s'i dentifier au
personnage par rapport à ses convicti ons personnelles."
Witzi g ist auch das auf heikle Situati onen vorbereitende
Frage−und−Antwortspiel. Frage: "C' est super la révol uti on!
Vous voulez tout ' casser' ?" Enttäuschende Antwort: "Ab-
sol ument pas: Dexia BI L souhaite juste affir mer sa visi on
de ce qu' une banque peut et doit faire pour se rapprocher
de ses clients, au risque de les surprendre dans un pre-
mier temps."

Katholischer Feldzug gegen Homo−Ehe
Der Vatikan hat ei ne Kampagne gegen die Homo−Ehe ge-
startet. I n ei nemzwölfseiti gen Papier ruft die vatikanische
Glaubenskongregation katholische Politiker zum Wider-
stand gegen Gesetze auf, die homosexuelle Ehen und
Partnerschaften erlauben. "Die Ehe ist heili g, während ho-
mosexuelle Handl ungen gegen das Moralgesetz der Natur
verstoßen", hei ßt es i n dem päpstlich abgesegneten
Dokument.
Bravfolgt auch das l uxemburgische erzbischöfliche Ordi-
nariat sei nem Oberhirten und ermuti gt sei ne Schäfchen
dazu, "zugunsten der Sicherung von gerechten Strukturen
und der Wahrung des Gemeinwohls aktivzu werden". Wie
wenig die Moralapostel bei i hrer Hetze gegen Homo-
sexuelle neben der Gleichberechti gung auch der demo-
kratische Grundsatz der Trennung zwischen Staat und
Kirche i nteressiert, verrät fol gender Satz: "I n der Frage
der Anerkennung ei nes gesetzlichen Regel werkes zur An-
erkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften werden
sie (die Katholiken, d. Red.) i nsbesondere aufgefordert,
i n Überei nsti mmung mit i hrem christlichen Gewissen
zwischen legiti mer Pl uralität und moralischer Pflicht zu
unterscheiden."

aktuell2
ten", die sichzur Hälfte aus dem
ehemaligen Präsidenten des Eu-
ropaparlaments, Egon Klepsch,
unddenEx−EP−AbgeordnetenEli-
sabeth Rehn und Carlo Secchi
zusammensetzte. Abzüglich des
"Eigenbetrags zum Pensions-
fonds und zur Krankenversiche-
rung" bedeutet diese Bezugs-
größe ein verbleibendes Brutto
von 6.936 Euro monatlich, zu
demaber auch noch so genann-
te Tagegelder (Sitzungs−Anwe-
senheitsprämienvonderzeit 251
Euro pro Tag) hinzugerechnet
werden müssen. Das hieße für
die luxemburgischen EP−Depu-
tierten eine Gehaltssteigerung
von über 40 Prozent (ohne
"congé politique" gerechnet).
Und dabei bleibt die ebenfalls
mit dem Statut verabschiedete
einheitliche Norm noch un-
berücksichtigt, wonach die Par-
lamentarier−Bezüge künftig
grundsätzlich unter EU−Steuer-
recht fallen sollen, also mit 25
Prozent wesentlich günstiger zu
versteuern wären.
"Was heißt zu hoch bezahlt?",

philosophiert Goebbels auf
Nachfrage der woxx, ob ange-
sichts der wirtschaftlichen Lage
in der EU−Zone, die Gehälterstei-
gerung vielleicht nicht ganz an-
gemessenist. Underfügt selbst-
bewusst hinzu: "Ich habe nie ge-
funden, dass ich für meine Ar-
beit zuhochbezahlt werde." Der
LSAP−Politiker verweist auf die
höherenGehälter anderer EU−Be-
amten und moniert, dass es bei
deren Gehaltssteigerungen kei-
ne solche Diskussionen gäbe.
Auch der deutsche Sozialdemo-
krat Willi Rothley, Berichterstat-
ter des EP−Rechtsausschus-
ses undzugleichvehementester
Befürworter der neuen Rege-
lung, will darin keine Diäten-
erhöhung sehen. Er sprach ge-
genüber Monitor lieber von
"einer Harmonisierung der Ent-
schädigung" und rechtfertigt
diese in seinemBericht mit der
zunehmenden Arbeitsbelastung
der Deputierten.
DochdieneuenDiätenwerden

die Diskri minierungen nicht be-
enden, i mGegenteil: sieschaffen
neue. In ihrem Beitrag zitieren
die Monitor−ReporterInnen eine
Studie des Instituts der Verwal-
tungshochschule Speyer. 3.466
Euro mehri mMonat würden die
Franzosen mit der neuen Rege-
lung erhalten, 7.410 Euro die
Tschechen und sogar fast 7.900
Euro die Ungarn. Das sei mehr
als das Gehalt der Minister, jaso-
gar der Ministerpräsidenten, so
der Verwaltungsjurist Herbert
von Arni mimFernsehinterview.
Aberist derenArbeit tatsächlich
weniger wert?
Claude Turmes, EP−Abgeord-

neter der luxemburgischen Grü-
nen, begrüßte in einer Presse-
mitteilung vom 3. Juni grund-
sätzlich die Idee eines einheitli-
ches Statuts als "Zeichen der
Emanzipation des Parlaments
gegenüber anderen EU−Institu-
tionen". Gleichwohl sti mmte
Turmes mit der Mehrzahl der
EP-Grünen gegen den Schluss-
bericht.
Ob die hoch fliegenden Pläne

des EU−Parlaments Wirklichkeit
werden, ist trotz der Sti mmen-
mehrheit fraglich, denn das
letzte Wort haben die Staats−
und Regierungschefs i m Euro-
päischen Ministerrat noch nicht
gesprochen. Deren Ablehnung
gilt internen Kreisen zufolge
aber als nahezusicher.

Ines Kurschat

Mehrgleiches Geldfürgleiche Arbeitfordern die EU−ParlamentarierInnen. (Foto: EP)


